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::: Pressemitteilung 2/2024 :::

EKD zu sexualisierter Gewalt: Quo vadis Disziplinarrecht?
13. Synode der EKD berät in Würzburg über die Änderungen des Disziplinargesetzes der ev. Kirche

Düsseldorf. Der Themenschwerpunkt der EKD-Synode in Würzburg lautet: „Flucht, Migration und Menschenrechte“ und auch wenn dies so klingt, als würde die Kirche vor allem nach Außen und in die Welt hineinschauen, muss sie sich doch gleich mehrfach auf der Tagesordnung mit sich selbst befassen. Gegenstand der Synode ist nämlich auch die Aufarbeitung von Missbrauchsfällen innerhalb der Kirche und die Prävention, um zukünftige Missbräuche und Missbrauchsstrukturen zu verhindern.

Teil der Beratungen ist die Änderung des kirchlichen Disziplinargesetzes (DG.EKD), in dem zukünftig die Rechte sogenannter „betroffener Personen“ gestärkt, Akteneinsichtsrechte geschaffen und kirchengerichtliche Entscheidungen zukünftig veröffentlicht werden sollen.

Geschäftsführer Robert Hotstegs, Fachanwalt für Verwaltungsrecht, sieht in den bevorstehenden Gesetzesänderungen auch ein Spiegelbild kirchenrechtlicher Orientierungslosigkeit:

Die evangelische Kirche hat sich bewusst vor 15 Jahren dafür entschieden ihr kirchliches Disziplinargesetz maßgeblich am staatlichen Bundesdisziplinargesetz (BDG) zu orientieren. Die Rechtsgrundlage, auf der Pfarrer:innen und Kirchenbeamt:innen für Amtspflichtverletzungen zur Rechenschaft gezogen werden, sollte über alle Landeskirchen hinweg vereinheitlicht werden und das innerkirchliche Recht auch von der Kommentierung und Rechtsprechung des parallelen BDG profitieren. Nur rein innerkirchliche Fragen, wie solche etwa der Ordination oder des kirchlichen Wartestands wurden völlig eigenständig kirchlich geregelt.

Heraus kam seinerzeit also mit dem DG.EKD ein Vollgesetz, das aber neue Rechtssicherheit durch starke Parallelen zum staatlichen Recht gab.

2013 brach die EKD-Synode ihr Disziplinarrecht auf. War es bislang als reines Verwaltungsverfahren zwischen Landeskirche und Pfarrer:in oder Beamt:in zu führen, wurde bereits vor 12 Jahren die Rechtsfigur der „betroffenen Person oder Stelle“ eingeführt. Von Amtspflichten verletzte Personen, also etwa von Missbrauch betroffene Menschen, sollten eine eigene und eine geschützte Rechtsposition im ansonsten vertraulichen Disziplinarverfahren erhalten.

Diesen Weg will die EKD-Synode nun 2024 weiter gehen und die Rechte betroffener Personen und Stellen stärken, ihre regelmäßige Information von Amts wegen und neue Akteneinsichtsrechte, auch in abgeschlossene Verfahrensakten verankern.

Die versprochene Stärkung der Rechte Betroffener kann das zur Beratung vorgeschlagene Gesetz aber kaum einlösen.

So ist im Vorschlag zur Änderung des Disziplinargesetzes keine Regelung enthalten, mit der die rechtliche Stellung als betroffene Person erstritten oder aber – sollte eine Person unberechtigt als „betroffen“ eingestuft worden sein – bestritten werden könnte.

In der Folge entscheiden, wie bislang auch, zum Teil Ermittlungspersonen der Landeskirchen in wenigen Minuten oder bei der Beantwortung von Emails sogar in Sekunden darüber, ob eine Person „betroffen“ im rechtlichen Sinne sein könnte. Gelegentlich werden dann bereits Informationen zum Stand eines Disziplinarverfahrens herausgegeben, ohne dass der oder die Pfarrer:in oder Beamt:in gegen die sich das Disziplinarverfahren richtet, dazu angehört wurde.

Will die Kirche daher die Rechtsfigur der „betroffenen Person“ tatsächlich stärken, gehören ihr auch weitere Verfahrensrechte zugestanden, etwa ein Antrag an die Landeskirche und die Disziplinarkammer ggf. durch kirchengerichtliche Entscheidung am Verfahren beteiligt zu werden.

Umgekehrt sollten auch Pfarrer:innen und Beamt:innen die Möglichkeit haben, unzutreffend als „betroffen“ beteiligte Personen ebenfalls durch gerichtliche Entscheidung aus dem Verfahren ausschließen zu lassen.

„Null-Informationen“ für Betroffene

Als im Ergebnis eher kosmetisch motivierte Gesetzesänderungen dürften die Informationen an betroffene Personen von Amts wegen und die Akteneinsichtsrechte zu bewerten sein. So wird eine automatisierte Empfehlung im Abstand von etwa sechs bis acht Wochen empfohlen. Bei Disziplinarverfahren, die durchaus ein Jahr und länger andauern, würde dies mitunter bis zu zehn Sachstandsmitteilungen bedeuten. Da aber gerade bei komplexen Ermittlungen nicht jeder Ermittlungsschritt für jede betroffene Person gleichermaßen relevant ist, werden viele Sachstandsmitteilungen „Null-Informationen“ erhalten: etwa den bloßen Hinweis, dass die Ermittlungen fortgeführt werden.

Auch die Stärkung der Informationsrechte, die zukünftig Akteneinsichtsrechte werden sollen, dürfte in vielen Fällen mehr versprechen, als das Kirchengesetz halten kann. Schon bislang konnten betroffene Personen Auskunft über den Stand, den Fortgang und das Ergebnis eines Disziplinarverfahrens erhalten (§ 33a Abs. 4 DG.EKD). Fortan sollen teilgeschwärzte und geschwärzte oder gekürzte Informationen im Wege der Akteneinsicht mit anwaltlicher Hilfe eingesehen werden können. Dabei darf aber jede betroffene Person nur Informationen des eigenen Tatkomplexes erhalten. Der Schutz anderer betroffener Personen und auch der oder des Beschuldigten verbietet eine vollständige Akteneinsicht, die sich Betroffene aber oftmals wünschen.

Anwaltszwang für Akteneinsicht

Dass sich die EKD voraussichtlich für einen Anwaltszwang bei der Akteneinsicht entscheidet, ist dem staatlichen Strafprozessrecht entlehnt, aber im kirchlichen Disziplinarrecht durchaus ein Fremdkörper. Im behördlichen Verfahren und auch im kirchengerichtlichen Verfahren erster Instanz ist bislang jedes Kirchenmitglied grundsätzlich als Bevollmächtigte:r zuzulassen, erst vor dem Disziplinarhof in zweiter Instanz besteht für Beschuldigte ein Anwaltszwang. (§ 68 Abs. 3 DG.EKD). Warum nunmehr auch für betroffene Personen ein Anwaltszwang eingeführt werden soll, erschließt sich vor diesem Hintergrund nicht.

Veröffentlichung aller Urteile

Zu begrüßen ist, dass die Änderung des Disziplinargesetzes zukünftig die Veröffentlichung gerichtlicher Entscheidungen mit Bezug zu sexualisierter Gewalt als Regelfall vorsieht. Diese Gesetzesänderung legt den Finger in die wohl größte Wunde des kirchlichen Rechtssystems: es wird bislang heimlich geführt. Nur ein Bruchteil kirchengerichtlicher Entscheidungen wird veröffentlicht, dienst- und disziplinarrechtliche Entscheidungen nahezu nie. So haben etwa die Kirchengerichte der EKD in erster und zweiter Instanz (Disziplinarkammer und Disziplinarhof) bis zur Synode der EKD in Würzburg erst elf (!) Entscheidungen seit Inkrafttreten des Disziplinargesetzes vor 15 Jahren veröffentlicht.

Die online-Datenbanken umfassen teilweise jahrelange Lücken, sodass weder betroffene Personen, noch Hilfsorganisationen, Beschuldigte, ihre Rechtsanwält:innen oder Medien die Möglichkeit haben, sich über die Rechtsprechungspraxis zu informieren.

Evaluation schon 2025 sinnvoll

Hier wäre es notwendig nicht nur die bloße Gesetzesänderung in Würzburg auf den Weg zu bringen, sondern gleichzeitig auch eine Evaluation der gesetzlichen Neuerungen innerhalb eines Jahres zu veranlassen.
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::: das Düsseldorfer Institut für Dienstrecht :::

Das Düsseldorfer Institut für Dienstrecht (difdi) arbeitet als interdisziplinäres Forum. Es forscht in sogenannten „Laboren“, diskutiert in Arbeitskreisen und belebt Diskussionen u.a. durch Aufsatzwettbewerbe. Das difdi entwickelt und fördert Bildungsmaßnahmen in den Bereichen Staatsrecht, Dienstrecht und Verwaltungsrecht.

Transparenz ist für die gemeinnützige Arbeit wichtig. Deshalb hat sich das difdi mit seiner Gründung der Initiative Transparente Zivilgesellschaft angeschlossen. Infos: difdi.eu > das difdi > Transparenz.
